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m  M it dem Bundesbeschluss über Erläuterungen 4-11
die Finanzierung der A rbe its losenver- Abstimmungstext 12-13
Sicherung w o llen Bundesrat und 
Parlament den B e itrag des Bundes von 
5 Prozent an die Ausgaben der A rbe its ­
losenversicherung stre ichen 
(ca. 300 M illionen Franken im Jahr 1996).
Damit tragen sie zur Sanierung der 
Bundesfinanzen bei. G leichzeitig werden 
die Taggelder der A rbe its losen um 
1 bzw. 3 Prozent gekürzt (Einsparung 
von rund 70 M illionen  jährlich).
Gegen diese Sparm assnahm en w urde 
das Referendum ergriffen .

■ i Die Vo lks in itia tive  "Jugend ohne Erläuterungen 14-23
Drogen" be fü rw orte t eine Politik, Abstimmungstext 16
die alle M assnahm en verb ie tet, 
w e lche n ich t aussch liess lich  und d irekt 
auf die D rogenabstinenz zielen.
Der Bundesrat und das Parlament 
lehnen diese In itia tive  ab, denn sie 
würde die W e ite rführung einer 
effizienten, rea lis tischen und 
m enschlichen P o litik  verhindern, 
we lche den Drogenabhängigen hilft, 
von der Droge loszukommen.



Erste Vorlage
Bundesbeschluss über 
die Finanzierung der 
Arbeitslosenversicherung

■ i Die Abstimmungsfrage lautet: 
W ollen Sie den Bundesbeschluss 
vom 13. Dezember 1996 über 
die Finanzierung der Arbeitslosen­
versicherung annehmen?

Der N a tiona lra t hat die Vorlage 
m it 105 zu 65 Stimmen gutgeheissen, 
der S tändera t m it 36 zu 5 Stimmen.



Das Wichtigste 5 

in Kürze

■ i Überlastete Arbeitslosen­
versicherung
Die A rbe its los igke it in der Schweiz 
is t se it Jahren sehr hoch. Die Be itrags­
zahlungen der A rbe itnehm er- und 
A rbeitgeberseite  (zusammen 3 Lohnpro­
zente) reichen n ich t m ehr aus, um die 
Ausgaben der A rbe its losenvers icherung 
zu decken. Deswegen haben Bund 
und Kantone der Versicherung bisher 
Darlehen von insgesam t 6,2 M illia rden 
Franken ausgerichtet. Zudem übernahm 
der Bund 1996 nach Gesetz 5 Prozent 
der Ausgaben der A rbe its losenver­
sicherung. Es handelte sich um 
einen n ich t rückzahlbaren Betrag 
von rund 300 M illionen Franken.
■■ Unumgängliche Sparmassnahmen 
Der Bundeshaushalt sch liesst jährlich  
m it hohem Defizit. Bundesrat und 
Parlament haben beschlossen, 
die Bundesfinanzen zu sanieren.
Die vorgesch lagene Gesetzesänderung 
befre it den Bund von den jährlichen 
n ich t rückzahlbaren Finanzhilfen 
an die Arbeits losenvers icherung. 
Gespart werden muss aber auch 
bei der A rbeits losenvers icherung.
M it bereits frühe r getroffenen 
Massnahmen sollen die Kosten um 
90 M illionen pro Jahr gesenkt werden. 
Dies re ich t jedoch bei we item  n ich t aus.

■■ Notwendige Kürzung 
der Taggelder
Damit sich die finanzie lle  Lage 
der Arbeits losenvers icherung n ich t 
w e ite r versch lech tert, müssen 
die Taggelder, w e lche  den Hauptteil 
der Ausgaben darste llen, gekürzt 
w erden, und zw ar um drei Prozent 
beziehungsweise fü r die n iedrigsten 
Einkommen oder bei U n terhaltsp flichten 
gegenüber Kindern um ein Prozent.
M it d ieser M assnahme können rund 
70 M illionen Franken pro Jahr gespart 
w erden, ohne dass der Schutz gegen 
die A rbe its los igke it bee in träch tig t w ird . 
■■ Warum das Referendum?
Das Referendum w urde von einem 
Arbeits losenkom itee in 
La Chaux-de-Fonds ergriffen.
Dieses Komitee kritis ie rt vor allem 
die Kürzung der Taggelder.
■■ Überlegungen von
Bundesrat und Parlament
Für die Gesundung der Bundesfinanzen
sind Sparmassnahmen, w e lche sich
auch auf die Arbeits losenvers icherung
ausw irken, unumgänglich.
Damit der soziale Schutz gegen 
die A rbe its los igke it w e ite rh in  s iche r­
geste llt ist, muss die Verschuldung 
der Arbeits losenvers icherung gebrem st 
werden. Die vorgesehene Gesetzes­
änderung füh rt zu einer sozial 
ausgewogenen Kürzung der Ausgaben.



Arbeitslosenversicherung: 
seit 1992 rote Zahlen

Dank der geringen A rbe its los igke it in den A chtz igerjahren w a r die Finanzlage 
der A rbe its losenvers icherung ausgeglichen. M it dem drastischen Anstieg 
der A rbe its los igke it se it 1991 nahm die Verschuldung der Arbeits losenversicherung 
massiv zu.

■ i Kapitalstand bzw. Darlehensschuld 1985-1997

1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997

4 M ia. Fr. _____________________________________________________________________

2 M ia. Fr.

0

2 M ia. Fr.

4 M ia. Fr.

6 M ia. Fr.

8 M ia. Fr.

1,4 1,5 1,7 2,1 2,6 2,9 2,4 -210 -4,1 -6,4 -5,8 -6,2 -7,7 
Mia. Mia. Mia. Mia. Mia. Mia. Mia. Mio. Mia. Mia. Mia. Mia. Mia.

B udget
D urchschn ittliche  Zahl der A rbeits losen



- Argumente des55 Referendumskomitees

Das Referendumskomitee macht folgende Argumente geltend:

"200'000 M enschen sind in der Schweiz arbeitslos. W ie reagieren 
aber die Behörden und A rbe itgeber auf diesen sozialen M issstand?

m  Statt die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, gehen sie gegen 
die Arbeitslosen vor:
- Seit 1993 sind die A rbe its losenentschädigungen vierm al gekürzt worden.
Die Karenzfrist von 5 Tagen verm indert sie im ersten M onat um 25 Prozent.
- Der dring liche Bundesbeschluss, den w ir  bekämpfen, sch röp ft sie ein fünftes Mal, 
und zwar um w e ite re  1-3 Prozent (m it Herabsetzung des sogenannten "zumutbaren" 
Einkommens und S treichung des Bundesbeitrages an die Finanzierung
der Versicherung).
Zur Rechtfertigung fü h rt der Bundesrat an, es müsse gespart werden.

■■ W ir sagen NEIN zur Kürzung der Taggelder:
- Die Kürzung is t eine schw ere Belastung fü r die M änner und Frauen, die sich m it 
einem bereits um 20 oder 30 Prozent gekürzten Einkommen durchsch lagen müssen.
- Die Kürzung ö ffnet die Tür fü r w e ite ren  Sozialabbau. Bürgerliche Parlam entarier 
verlangen, die Arbeits losenentschädigung auf 50 Prozent des zuletzt erzielten 
Einkommens zu kürzen und die Karenzfrist zu verdoppeln.
- Die A rbe itgeber m issbrauchen die A rbe its los igke it, um auf den Lohn zu drücken, 
ein unerträgliches Arbeitstem po durchzusetzen und U nsicherheit zu verbreiten.

m  Zu bekämpfen ist das eigentliche Problem, die Arbeitslosigkeit:
- indem man dort A rbeitsp lätze schafft, w o soziale Bedürfnisse nachgew iesen 
sind (Krippen, Ausbildung, Pflege ä lte re r M enschen);
- indem man in einen Entw icklungsplan investiert, um in den von der A rbe its los igke it 
betroffenen Regionen die In frastruktu ren und Industriebe triebe zu erhalten;
- die 35-Stunden-W oche ohne Lohnkürzung und m it kom pensatorischer Schaffung 
von Arbeitsp lätzen w ürde die A rbe its los igke it sch lagartig  verringern;
- m it den übermässig angewachsenen Börsengew innen könnte das Defizit 
der A rbe its losenvers icherung problem los bezahlt werden."



Stellungnahme 
des Bundesrates

Der soziale Schutz gegen 
Arbeitslosigkeit ist in den 

letzten Jahren in vielen  
Bereichen ausgebaut 

worden. Nun müssen aber 
die wachsenden Schulden 

im Bundeshaushalt und 
bei der Arbeitslosen­

versicherung mit 
Ausgabenkürzungen 

gestoppt werden. 
Der Bundesrat unterstützt 

die Sparmassnahmen 
bei der Arbeitslosen­

versicherung insbesondere 
aus folgenden Gründen:

wm Unumgängliche 
Sanierungsmassnahmen
Die Lage der Bundesfinanzen hat sich 
innert w en ige r Jahre dram atisch 
versch lech tert. Eine Fortsetzung 
der S chu ldenw irtschaft w äre 
verantw ortungslos. Der S taat sollte 
n ich t Leistungen erbringen, die er n icht 
bezahlen kann. Zerrüttete Finanzen sind 
einer erfo lgre ichen W irtsch a ftsen tw ick ­
lung, die Arbeitsp lätze schafft, 
abträglich. Konsequente Ausgaben­
kürzungen sind unumgänglich. 
wm Situation der 
Arbeitslosenversicherung 
Die A rbe its los igke it hat in den letzten 
sechs Jahren drastisch zugenommen. 
1991 w aren rund 40'000 Personen 
arbeitslos, Anfang 1997 waren es über 
200'000. Entsprechend explodierten 
die Ausgaben der A rbe its losenver­
sicherung. Die Schulden des 
Ausgle ichsfonds der A rbe its losen­
vers icherung beliefen sich Ende 1996 
auf 6,2 M illia rden Franken. Die A rbe it- 
nehmerinnen und A rbeitnehm er sow ie 
die A rbe itgeberscha ft zahlen 
gemeinsam drei Lohnprozente an 
die Arbeits losenvers icherung, was 
deren Ausgaben bei we item  n ich t mehr 
deckt. Das dritte  Lohnprozent muss 
näm lich fü r die Tilgung der Schulden 
des Ausgle ichsfonds aufgew endet 
w erden. Eine w e ite re  Erhöhung 
der Lohnprozente an die A rbe its losen­
vers icherung und dam it eine Zunahme
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der Lohnkosten w ürde  die 
W ettbew erbsfäh igke it der W irtsch a ft 
bee inträchtigen. Die w e ite re  V erschu l­
dung der A rbe its losenvers icherung 
kann deswegen nur m it einer Kürzung 
ih re r Leistungen aufgehalten werden.
■ i Massvolle Leistungskürzung 
1995 wurde der unverzichtbare soziale 
Schutz gegen A rbe its los igke it m it einer 
Revision des A rbe its losenvers iche­
rungsgesetzes verbessert, insbesondere 
im H inblick auf eine gezielte und rasche 
W iedere ing liederung arbeits loser 
Personen in den Arbeitsprozess.
Dabei wurde unter anderem 
die Berechtigung zum Bezug von 
Arbeits losenentschädigung von 250 auf 
520 Taggelder ausgedehnt. Das 
Leistungsniveau unserer A rbe its losen­
versicherung is t im in ternationalen 
Vergleich sehr hoch.
Die vorgesch lagene m assvolle Kürzung 
der Taggelder um 1 bzw. 3 Prozent ist 
also vertretbar. Sie b ring t Einsparungen 
von rund 70 M illionen Franken pro Jahr.

Soziale Abfederung
Die Kürzung der Taggelder t r i f f t  n ich t 
alle A rbeits losen gle ich, sondern ist 
sozial abgefedert: Um Härtefälle zu 
vermeiden, w ird  Versicherten mit 
U nterha ltsp flich ten gegenüber Kindern 
oder m it n iedrigeren M onatseinkom m en 
(3'526 Franken oder w eniger) eine 
kle inere Taggeldkürzung (1 Prozent) 
zugemutet als den übrigen Versicherten 
(3 Prozent). Damit erhalten Arbeits lose 
künftig s ta tt 80 bzw. 70 Prozent 79,2 
bzw. 67,9 Prozent des vers icherten 
Verdienstes.
■■ W as auf dem Spiel steht
Der bis Ende 2002 befristete 
Bundesbeschluss über die Finanzierung 
der Arbeits losenvers icherung le iste t 
einen w ich tigen  Beitrag zur Sanierung 
der A rbeits losenvers icherung 
und der Bundesfinanzen. Damit w ird  
erre icht, dass die A rbe its losenver­
sicherung auch in Zukunft in der Lage 
ist, arbeitslosen Personen w irksam e 
und qua lita tiv  hochstehende 
Leistungen anzubieten.

m  Bundesrat und Parlament 
empfehlen aus all diesen Gründen, 
den Bundesbeschluss über die 
Finanzierung der Arbeitslosenver­
sicherung gutzuheissen.



W ie hoch 
ist ein Taggeld ?

W er arbeits los w ird , e rhä lt ein Taggeld der A rbe its losenvers icherung in der Höhe 
von 70 Prozent bzw. 80 Prozent des letzten Lohnes (höchstens 8'100 Franken).
80 Prozent erhalten Personen, die Unterha ltsp flich ten gegenüber Kindern haben, 
ein m onatliches Einkommen erzielten, w e lches 3 526 Franken n ich t übersteigt, oder 
invalid sind. M it dem Bundesbeschluss sollen die Taggelder um 1 bzw. 3 Prozent 
gekürzt werden.

anspruchsberechtigte Taggeld bisheriger Kürzung neuer
Versicherte in Franken Ansatz Ansatz
U nterha ltsp flich t mehr als 130 80% 1% 79,2%
gegenüber Kindern
invalid mehr als 130 80% 3% 77,6%
ohne U n terha ltsp flich t mehr als 130 70% 3% 67,9%
alle m it Taggeld von bis 130 80% 1% 79,2%
Fr. 130.- oder w en iger
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Die Kürzung der Taggelder fü h rt zu fo lgenden Ansätzen:

■■ Beispiel 1: Kürzung um 1 Prozent h  Beispiel 2: Kürzung um 3 Prozent
Letzter Brutto lohn 3'526 Franken M axim aler Lohn 8' 100 Franken

Bisheriges Taggeld 3'526 x 80,0% : 21,7* 
= brutto  Fr. 130.00 

= netto**Fr. 118.40

Bisheriges Taggeld 8'100 x 70,0% : 21,7 
= brutto Fr. 261.30 
= netto Fr. 235.55

Gekürztes Taggeld 3'526 x 79,2% : 21,7 
= brutto Fr. 128.70 
= netto Fr. 117.25

Gekürztes Taggeld 8'100 x 67,9% : 21,7 
= brutto Fr. 253.45 
= netto Fr. 228.55

D urchschnittliche
A rbe its losenentschädigung pro M onat 

ohne Kürzung 130.00x21,7 
= brutto Fr. 2 821.00 
= netto Fr. 2'569.30 

m it Kürzung 128.70x21,7 
= brutto Fr. 2792.80 
= netto Fr. 2'544.30

D urchschnittliche
Arbe its losenentschädigung pro M onat 

ohne Kürzung 261.30x21,7 
= brutto Fr. 5'670.20 
= netto Fr. 5'111.45 

m it Kürzung 253.45x21,7 
= brutto Fr. 5 499.85 
= netto Fr. 4’959.55

Bis Ende 1996 rich te te  die Arbeits losenvers icherung innerhalb von zwei Jahren 
maximal 400 Taggelder aus. Seit 1997 beträgt der Höchstanspruch innerhalb 
von zwei Jahren rund 520 Taggelder, w as einer Leistungsdauer von 24 M onaten 
entsprich t.

*  Pro M onat werden durchschn ittlich  21,7 Taggelder ausgerichtet.
* *  Nach Abzug der Beiträge an die AHV/IV/EO, die berufliche Vorsorge 
und die Unfallversicherung.
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1
Abstimmungstext
Bundesbeschluss
über die Finanzierung der Arbeitslosenversicherung

vom 13. Dezember 1996

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 30. September 19961), 
beschliesst:

1

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 25. Juni 1982 2) wird 
fü r die Geltungsdauer dieses Beschlusses wie fo lg t geändert:

Art. 16 Abs. 2 Bst. i
2 Unzumutbar und somit von der Annahmepflicht ausgenommen

ist eine Arbeit, die: 
i. dem Versicherten einen Lohn einbringt, der geringer ist als 

68 Prozent des versicherten Verdienstes, es sei denn, 
der Versicherte erhalte Kompensationsleistungen nach 
Artikel 24 (Zwischenverdienst); mit Zustimmung der tripartiten 
Kommission kann das regionale Arbeitsvermittlungszentrum 
in Ausnahmefällen auch eine A rbeit fü r zumutbar erklären, 
deren Entlohnung geringer als die durchschnittliche 
Arbeitslosenentschädigung ist.

Art. 22 Abs. 3
3 Übersteigt das nach den Absätzen 1 und 2 errechnete Taggeld 
den Betrag von 130 Franken, so w ird es um 3 Prozent gekürzt. 
Beträgt es 130 Franken oder weniger, so w ird es um 1 Prozent 
gekürzt. Bei Personen mit Unterhaltspflichten gegenüber 
Kindern beträgt die Kürzung 1 Prozent.

Art. 23 Abs. 4 zw e ite r Satz
4 ... Um eine ungerechtfertigte Bevorzugung des Versicherten 
gegenüber Personen zu verhindern, die sich erstmals zum Bezug 
von Arbeitslosenentschädigung anmelden, kann der Bundesrat 
bezüglich der Berechnung der Beitragszeit (Art. 13) sowie 
der Anrechenbarkeit des Arbeits- und Verdienstausfalls (Art. 11) 
besondere Bestimmungen erlassen.

Art. 34 Abs. 1
i )  b b i 1996 iv 1353 i  Die Kurzarbeitsentschädigung beträgt 7 8 , 4  Prozent des 

2) s r  837.0; a s  1996 273 anrechenbaren Verdienstausfalls.
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Art. 90 Abs. 2-4
2 und 3 Aufgehoben*
4 Beträgt der Beitragssatz 2 Prozent und reichen die Beiträge 
zusammen mit den Reserven des Ausgleichsfonds nicht aus, 
um die laufenden Verpflichtungen zu erfüllen, so gewähren Bund 
und Kantone Darlehen zu einem angemessenen Zins.

II

1 Dieser Beschluss ist allgemeinverbindlich.
2 Er wird nach Artikel 89b is Absatz 1 der Bundesverfassung als 
dringlich erklärt und tr it t  am 1. Januar 1 9 9 7  in Kraft.
3 Er untersteht nach Artikel 89b is Absatz 2 der Bundesverfassung dem 
fakultativen Referendum und g ilt bis zum 31. Dezember 2002.

*  Die aufzuhebenden Absätze lauten:

"2 Bei ausserordentlichen Verhältnissen gewährt der Bund nicht 
rückzahlbare Beiträge von höchstens 5 Prozent der Gesamtausgaben 
der Versicherung.

3 Ausserordentliche Verhältnisse liegen vor, wenn der Beitragssatz
2 Prozent beträgt und die Beiträge mit den Reserven des 
Ausgleichsfonds nicht ausreichen, um die laufenden Verpflichtungen 
zu erfüllen, oder wenn der Ausgleichsfonds Schulden aufweist.
Der Bundesrat regelt die Einzelheiten.“



14 Zweite Vorlage
Volksinitiative 
"Jugend ohne Drogen"

wm Die Abstimmungsfrage lautet: 
W ollen Sie die Volksinitiative  
"Jugend ohne Drogen" annehmen?

Der N ationa lra t hat die Volksinitiative 
m it 128 zu 42 Stimmen abgelehnt, 
der Ständerat m it 35 zu 2 Stimmen. 
Die eidgenössischen Räte haben 
beschlossen, keinen Gegenentwurf 
vorzulegen.



Das Wichtigste 
in Kürze

15

h  Was tut der Bund ?
Der Bund geht entschlossen gegen 
den Drogenhandel vor und bekämpft 
die Drogenabhängigkeit und deren 
Auswirkungen. Dabei arbe ite t er mit 
den Kantonen und den Gemeinden 
zusammen. Er ve rfo lg t eine umfassende 
Politik, die an allen Fronten w irksam  ist. 
Der Bund soll seine Politik w e iterführen, 
ja sogar verstärken können. 
mm Vier tragende Säulen 
Die Politik des Bundes hat sich bewährt. 
Sie beruht auf v ie r Säulen: auf der 
Prävention, der Therapie, der Schadens­
verm inderung und Überlebenshilfe 
sow ie der Repression. Dieser "Vier- 
Säulen-Politik" is t es zu verdanken, 
dass die "offenen Szenen1' und die dam it 
verbundenen Risiken fü r die Bevölke­
rung weitgehend verschwunden sind.

■ i W as w ill die Initiative ?
Die In itiative "Jugend ohne Drogen" 
w idersetz t sich dieser vie lseitigen 
Politik. Sie is t vie l restriktiver.
Sie beschränkt das therapeutische 
Spektrum auf Behandlungen, die unm it­
te lba r auf die Abstinenz ausgerichtet 
sind. Insbesondere ve rw irft sie die 
langzeitige Verschreibung von Substi­
tutionsm edikam enten (z.B. Methadon) 
und sch liesst die medizinische 
Verschreibung von Betäubungsm itteln 
(z.B. Heroin) an Drogenabhängige ganz 
aus. Zudem verlangt die In itiative 
das Verbot von Massnahmen zur 
Schadensbegrenzung und Überlebens­
hilfe, sow e it diese n ich t d irekt auf 
die Abstinenz ausgerich te t sind. 
m  Überlegungen von Bundesrat 
und Parlament
Bundesrat und Parlament lehnen 
die In itia tive ab, denn sie würde den 
Einsatz v ie ler heute zur Verfügung 
stehender M itte l verhindern, die den 
Drogenabhängigen helfen, aus dem 
Teufelskreis der Droge, der Krankheit 
und der sozialen Isolation herauszukom­
men und ihre W ürde w ieder zu finden. 
Viele Drogenabhängige erhielten 
keine Hilfe mehr und würden in den 
Abgrund zurückgeworfen. Die Initiative 
versperrt den W eg fü r s innvolle und 
neue Therapien. Sie w äre  w esentlich  
w en iger w irksam  als die heutige Politik, 
w ürde aber vie l grössere Kosten 
verursachen.



Abstimmungstext

1) BB11993 III 568 
2) BBI 1995 II1 1245

Bundesbeschluss
über die Volksinitiative "Jugend ohne Drogen"

vom 21. März 1997

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Prüfung der am 22. Juli 19931) eingereichten Volksinitiative 
"Jugend ohne Drogen”,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 19. Juni 1995 2), 
beschliesst:

Art. 1
1 Die Volksinitiative vom 22. Juli 1993 "Jugend ohne Drogen" ist gültig 
und wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet.
2 Die Volksinitiative lautet:

Die Bundesverfassung w ird wie fo lg t geändert:
Art. 68bis
1 Der Bund bekämpft das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven, 
direkt auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik.
2 Er tr if f t  auf dem Wege der Gesetzgebung alle geeigneten 
Massnahmen, um die Nachfrage nach Rauschgiften
und die Anzahl der Rauschgiftkonsumenten zu verringern, 
die Rauschgiftabhängigkeit zu heilen, die sozialen 
und w irtschaftlichen Folgeschäden des Rauschgiftkonsums 
zu vermindern sowie den illegalen Rauschgifthandel effektiv 
zu bekämpfen.
3 Um die Jugend vor Drogen zu schützen, nimmt der Bund 
gegen Rauschgiftkonsum Stellung und verfolgt
eine aktive Drogenprävention, die die Persönlichkeit 
des einzelnen stärkt.
4 Der Bund fördert und unterstützt die Durchführung
der Massnahmen, die geeignet sind, den körperlichen Entzug, 
die dauerhafte Entwöhnung und die Wiedereingliederung 
der Rauschgiftabhängigen sicherzustellen.
5 Die Abgabe von Betäubungsmitteln ist verboten. Vorbehalten 
ist die Verwendung zu rein medizinischen Zwecken.
Davon ausgeschlossen ist jedoch die Verwendung von Heroin, 
Rauchopium, Kokain, Cannabis, Halluzinogenen und analogen 
Substanzen.

Art. 2
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative 
abzulehnen.



Argumente 
des Initiativkomitees

Das Initiativkomitee macht folgende Argumente geltend:

■ i "1. Abbau des Drogenkonsums. Die eidg. Volksin itiative fü r eine Jugend 
ohne Drogen verlang t eine m enschliche, rea listische und abstinenzorientierte 
D rogenpolitik. Sie scha fft die verfassungsm ässigen Grundlagen, um den Drogen­
konsum abzubauen und die Zahl der Drogensüchtigen zu reduzieren und so 
tie f w ie  nur m öglich zu halten. Der In itia tiv tex t beruht auf w e ltw e it anerkannten 
w issenschaftlichen Grundlagen, den drei Drogenkonventionen der Vereinten 
Nationen, erfo lgre ichen Präventionskonzepten anderer Länder und den Prinzipien 
der Europäischen M enschenrechtskonvention (EMRK).
■■ 2. Schutz der Jugend. Schon ein erster Kontakt m it Rauschgift kann zum Einstieg 
ins Verhängnis führen. Die In itiative ve rp flich te t den Staat, durch Prävention 
die Jugend vor Drogen zu schützen. Dazu zählt der kompromisslose Kampf gegen 
jeg lichen Drogenhandel und gegen Rauschgiftabgabe jeder Art.
■■ 3. Heilung und W iedereingliederung der Süchtigen. Den Drogensüchtigen ist 
zu helfen: Sie werden zum Entzug m otiv ie rt und m it abstinenzorientierten Therapien 
aus ihrer Abhängigkeit geführt. Danach erhalten sie die notwendige Unterstützung 
zur W iedere ingliederung in die Gesellschaft.
■14. Medizinisch begründete Verschreibung bleibt gewährleistet. M ethadon­
verschreibung b le ibt w e ite rh in  möglich. Nach sorgfä ltiger ärztlicher Abklärung 
kann M ethadon m edizinisch kurzfristig angezeigt sein. Dagegen w ird  die 
suchtverlängernde Abgabe unterbunden.
Verschreibung von Betäubungsm itteln zur Schmerzbekämpfung usw. im 
rein medizinischen Sinne ble ibt möglich. Die In itiative beschneidet die ärztliche 
Kompetenz nicht.
■ i 5. HlV-Prävention w ird  verbessert. Der Bezug von sterilen Spritzen bleibt 
w e ite rh in  möglich. Der Bund w ird  zur abstinenzorientierten Drogenpolitik 
verp flich te t. Damit w ird  die H lV -ln fektionsgefahr stark verm indert.
■ i 6. Drogen sind zu ächten. Überall in der W elt, wo Drogenkonsum geduldet 
w urde, hat sich die Zahl der D rogensüchtigen stark erhöht. Die angerichteten 
gesundheitlichen und sozialen Schäden sind unermesslich.
Es gibt nur einen vernünftigen Umgang m it Rauschgift: Hände weg davon!
Stimmen Sie JA."



Stellungnahme 
des Bundesrates

Auch der Bundesrat 
wünscht sich eine 

Gesellschaft, die so wenig  
w ie  möglich von der 

Drogensucht betroffen ist. 
Die M itte l, w elche die 

Initiative vorsieht, genügen 
aber nicht, um dieses Ziel 

zu erreichen. Das Problem 
ist dermassen 

vielschichtig, dass es 
sinnlos ist, auf eine 

Wunderlösung zu hoffen. 
Repression und Zwang 

allein ermöglichen 
den Drogenabhängigen 

den Ausstieg aus der Droge 
nicht. Der Bundesrat lehnt 

die Initiative  
"Jugend ohne Drogen" 

insbesondere aus 
folgenden Gründen ab:

■■ Eine vielseitige Politik
In Zusam m enarbeit m it den Kantonen 
und Gemeinden bekämpft der Bund 
die Drogen m it Entschlossenheit und mit 
einer. Politik, die auf vier Säulen beruht:

1. Prävention: die Jugendlichen 
überzeugen, keine Drogen zu nehmen
Die Jugendlichen, die versucht sein 
könnten, Drogen zu nehmen, müssen 
über die Gefahren in form iert und 
abgeschreckt werden.
_  2. Therapie: Den Menschen, die 
drogenabhängig sind, muss geholfen 
werden, von der Droge wegzukommen 
Die Rückkehr zum normalen Leben w ird  
begünstigt durch Entzugstherapien 
und Ersatzmedikamente, manchmal 
sogar durch Verschreibung von Betäu­
bungsm itteln. Es g ibt kein universales 
Therapiem odell, das fü r alle gilt.
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pm 3. Risikoverminderung: den Drogen­
abhängigen konkrete Hilfe leisten
Viele Drogenabhängige sind im Elend 
und n icht m ehrfäh ig , fü r sich se lbstzu 
sorgen. Man muss sie von der Strasse 
holen, ihr Leben und ihre W ürde bew ah­
ren. Die Übertragung des A ids-V irus 
und die Verbreitung der Hepatitis 
müssen verhüte t w erden, nam entlich 
m it der Abgabe s te rile r Spritzen.
_  4. Repression: 
den Drogenhandel zerschlagen 
Unsere Jugend muss geschützt werden. 
Das Drogenangebot, das die Nachfrage 
erzeugt, und die K rim inalitä t müssen 
bekämpft, die Entstehung offener 
Szenen muss ve rh indert werden.

■ i Ein einziger Ansatz genügt nicht
Die Auffassungen des Bundesrates 
und der Initianten unterscheiden sich 
hauptsächlich h insich tlich  der Therapie. 
Zw ar sind die Behandlungen, die auf 
die Abstinenz abzielen, nötig und w irk ­
sam; der von der In itiative befürw ortete 
Ansatz, w e lche r ausschliesslich und 
d irekt auf die Abstinenz ausgerich te t ist, 
genügt aber nicht: Die Erfahrung 
hat gezeigt, dass ein solches Vorgehen 
n u r fü r  eine M inderhe it von Drogenab­
hängigen geeignet ist. Beim Grossteil 
der Drogenabhängigen kann die A b ­
stinenz nur stufenweise über m ehrere 
Behandlungsarten erre ich t werden, 
w e lche die In itiative verbieten würde.
■■ Schutz der Gesundheit 
Damit die Drogenabhängigen aus dem 
Elend der Sucht herausfinden und 
physisch n ich t zugrunde gehen, müssen 
sie gepflegt werden. Die In itia tive 
verh indert zahlre iche Massnahmen, 
m it denen die m it dem Drogenkonsum 
verbundenen gesundheitlichen Schäden 
verm ieden oder verm indert werden 
können. Solche Massnahmen sind 
notwendig, denn man kann n ich t alle 
Drogenabhängigen zu einer Therapie 
anhalten oder sie von einem Tag 
auf den ändern zur Abstinenz überreden 
oder gar zwingen. Insbesondere geht 
es auch darum, der Verbreitung von Aids 
und Hepatitis vorzubeugen, Krankheiten, 
w e lche die gesamte Bevölkerung 
gefährden.
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m  Man müsste effiziente 
Programme abbrechen...
Eine Annahme der In itiative 
"Jugend ohne Drogen" hätte fü r 
die Drogenabhängigen vernichtende 
Auswirkungen. Die Behandlung 
von rund 14'000 Patienten, die im 
Rahmen einer langfristigen Therapie 
Substitutionsm edikamente einnehmen 
(Methadon), was ihnen die allm ähliche 
Überwindung der Abhängigkeit 
erm öglicht, müsste unter Umständen 
brutal abgebrochen werden.
Die Rückfälle wären zahlre ich und m it 
einem W iederanstieg des Elends 
und der Krim inalitä t verbunden.

■ i ...und auf neue
Behandlungsmethoden verzichten...
Seit 1994 fü h rt man an 800 Drogenab­
hängigen versuchsw eise Behandlungen 
m it ä rz tlicher Verschreibung von Heroin 
durch. Diese Versuche sind fü r 
Personen bestimmt, die schw er drogen­
abhängig, gese llschaftlich  ausgegrenzt 
und gesundheitlich sehr angeschlagen 
sind, und werden nur dann 
unternommen, wenn alle anderen 
Therapien versagt haben. Die w issen ­
schaftliche Auswertung dieser Versuche 
hat gezeigt, dass der Gesundheits­
zustand zahlre icher Patienten besser 
wurde, sich ihre soziale Lage 
stab ilis ie rte  und sie von der Krim inalitä t 
wegkam en. M ehrere Dutzend dieser 
Patienten haben sogar eine Entzugs­
therapie begonnen. Die In itia tive würde 
innovative Behandlungsmethoden 
verbieten.
mm Unerwünschte Zentralisierung
Die In itia tive  "Jugend ohne Drogen" w ill 
dem Bund Aufgaben übertragen, 
fü r die heute die Kantone zuständig sind. 
Insbesondere müsste sich der Bund 
d irekt m it der Prävention, der Therapie 
und der W iedere ingliederung befassen; 
die Kantone und Gemeinden sind viel 
eher in der Lage, die notwendigen 
Massnahmen zu vollziehen, w e il sie 
näher bei. den Betroffenen 
und deswegen vie l e ffiz ienter sind.
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wm Eine Politik auf der Linie
der internationalen Übereinkommen
Die Initianten behaupten.

■■ Aus all diesen Gründen 
empfehlen Bundesrat und Parlament, 
die Volksinitiative

die Drogenpolitik der Schweiz stehe im "Jugend ohne Drogen" abzulehnen. 
W iderspruch zu internationalen 
Übereinkommen. Das ist falsch.
Die Schweiz achtet die Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über 
die Betäubungsmittel und arbeitet 
mit deren Organisationen und den 
europäischen Sonderorganen 
zusammen. Zudem nimmt sie im Rahmen 
von Interpol aktiv am Kampf gegen 
den Drogenhandel und die Kriminalität 
teil.
wm Eine allzu simple Lösung
Die Initiative "Jugend ohne Drogen" ist 
unrealistisch, ungeeignet und unw irk­
sam. Sie nährt die Illusion einer 
Wunderlösung fü r das Drogenproblem.
Die restriktiven Massnahmen, 
die sie vorschlägt, wären fü r den 
Grossteil der Drogenabhängigen 
wirkungslos, würden unsere Jugend 
nicht schützen und auch die Sicherheit 
unserer Gesellschaft nicht verbessern.
Der Bundesrat erachtet es als 
notwendig, dass Bund, Kantone und 
Gemeinden in gemeinsamer Anstren­
gung die Drogen, die Gleichgültigkeit 
gegenüber den Drogenabhängigen 
und die Liberalisierung des 
Drogenkonsums weiterhin bekämpfen.



22 Die Drogenpolitik 
des Bundesrates
Das "Vier-Säulen-Modeli"

Hier sind, zusammengefasst, 
die Massnahmen aufgezählt, 
die der Bund in Zusammenarbeit mit 
den Kantonen und Gemeinden in 
der Drogenpolitik ergriffen hat.
Die aufgeführten Resultate sind alle 
w issenschaftlich erhärtet.

■ i  1. Prävention: die Jugend 
von den Drogen abhalten

Massnahmen:
_  die Gesundheit

der Jugendlichen fördern 
_  die Verantwortung 

des Einzelnen festigen 
_  Zukunftsperspektiven eröffnen 

(Erziehung, Arbeit, Freizeit, Werte)
—  Persönliche Probleme lösen lernen, 

ohne zur Droge zu greifen 
_  Sachlich und glaubhaft über 

die Betäubungsmittel und ihre 
Gefahren informieren 

_  bei jenen eingreifen, die bereits 
Drogen probiert haben, bevor sie in 
die Abhängigkeit geraten

■ i  Resultate:
Die überwiegende M ehrheit der 
Jugendlichen nimmt keine Drogen und 
w ill keine nehmen.

wm 2. Therapie: den Drogenabhängigen 
helfen, von der Droge loszukommen 
und sich wieder in die Gesellschaft 
einzugliedern

Massnahmen:
_  Entzug (Entgiftung des Körpers)
—  psychologische, soziale

und medizinische Unterstützung 
_  m ittel- und langfristige stationäre 

Abstinenzbehandlungen: 1996 
wurden 2100 Patienten behandelt.

_  Behandlung mit Ersatzmedikamenten 
(Methadon): 1996 wurden 
14'000 Patienten behandelt.

_  w issenschaftliche Versuche mit 
Verschreibung von Heroin:
800 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

_  Behandlung der Rückfälle 
mm Nachholen der Schule, 

berufliche Ausbildung 
__ geschützte Arbeitsplätze 

und Wohnräume

■■ Resultate:
Drogensucht ist keine Sackgasse.
Das heutige Therapieangebot 
erm öglicht es den meisten Drogenab­
hängigen, gesund zu werden.
M ehr als 60 Prozent von ihnen sind 
zurzeit in Behandlung.



23

mm 3. Risikominderung und Überlebens­
hilfe: den physischen Zerfall 
und das Elend der Drogensüchtigen 
vermeiden

Massnahmen:
—  den ansteckenden Krankheiten 

(Aids, Hepatitis) Vorbeugen
—  tödliche Uberdosen verhindern
—  annehmbare Lebensbedingungen 

sichern
—  zur Therapie ermutigen
—  Anlaufstellen und 

Hygieneprogramme anbieten
—  sterile Spritzen verteilen  

oder verkaufen
—  für erste medizinische Hilfe sorgen
—  Beschäftigungs- und W iedereinglie­

derungsprogramme schaffen

m  Resultate:
Die Abnahme der Überdosen, 
der spürbare Rückgang neuer Fälle von 
Hepatitis und Aids sowie die erfreuliche  
Zunahme der Beteiligung an Therapie­
programmen sind auf die Massnahmen  
zur Risikoverminderung und 
Überlebenshilfe zurückzuführen.

m 4. Repression: den Drogenhandel 
und die Kriminalität bekämpfen 
und die Bevölkerung schützen

Massnahmen:
—  Kampf gegen den internationalen 

Drogenhandel und die Drogengeld- 
wäscherei

—  Kampf gegen den Strassenhandel 
und die Bildung offener 
Drogenszenen

—  Kampf gegen den Drogenkonsum  
und die Beschaffungskriminalität

—  Einsatz von Verbindungsleuten 
im Ausland

—  internationale Zusamm enarbeit 
der Polizei

—  Beschlagnahme an
der Grenze und in den Flughäfen

—  Zwangsmassnahmen gegen 
Ausländerinnen und Ausländer 
ohne rechtmässigen Aufenthalt

—  Kontrolle der Produkte, aus denen 
Drogen hergestellt oder mit denen 
sie verändert w erden können

m  Resultate:
Die zunehmende Beschlagnahme von 
Betäubungsmitteln, das weitgehende  
Verschwinden offener Szenen und 
die sinkende Drogenkriminalität zeigen, 
w ie wirksam die Repressionsmassnah­
men sind.



pp
Postaufgabe

Retouren an
die Einwohnerkontrolle
der Gemeinde

Empfehlung an die 
Stimmberechtigten
Bundesrat und Parlament empfehlen 
den Stimmberechtigten aus den 
dargelegten Gründen, am 28. September 
1997 wie folgt zu stimmen:

h  Ja  zum Bundesbeschluss 
vom 13. Dezember 1996 über 
die Finanzierung der Arbeitslosen­
versicherung

■i Nein zur eidgenössischen
Volks initiative "Jugend ohne Drogen"
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